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Auf Grund von § 35 Abs. 1 Verordnung
über Allgemeine Bedingungen für die
Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)
und von § 43 Abs. 1 Sächsisches Was-
sergesetzes (SächsWG), der §§ 4, 14 und
124 Gemeindeordnung für den Freistaat
Sachsen (SächsGemO) und § 47 Abs. 2
in Verbindung mit § 6 Abs. 1 und § 5
Abs. 4 Sächsisches Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit (Sächs-
KomZG) in Verbindung mit den §§ 2, 9,
17 und 33 Sächsisches Kommunalab-
gabengesetz (SächsKAG) hat die Ver-
bandsversammlung des Zweckver-
bandes Wasserwerke Westerzgebirge
am 8. Juli 2015 folgende Dritte Satzung
zur Änderung der Wasserversor-
gungssatzung vom 29. April 2009 be-
schlossen:
Artikel I (Änderungsbestimmungen)
Die Wasserversorgungssatzung vom
29.04.2009 (veröffentlicht im BLICK-
Lokalanzeiger für Aue, Schwarzenberg
und Umgebung, BLICK-Lokalanzeiger
für Stollberg und Umgebung, BLICK-
Lokalanzeiger für Annaberg und Um-

gebung vom 20.05.2009) in der Fas-
sung der Zweiten Änderung vom 11. De-
zember 2013 (veröffentlicht im BLICK-
Lokalanzeiger für Aue, Schwarzenberg
und Umgebung, BLICK-Lokalanzeiger
für Stollberg und Umgebung, BLICK-
Lokalanzeiger für Annaberg und Um-
gebung vom 18. Dezember 2013) wird
wie folgt geändert:
1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 wird der Verweis

„§ 57 Abs. 1 SächsWG“ geändert in
„§ 43 Abs. 1 SächsWG“.

2. § 3 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt neu
gefasst:
„Dies gilt auch für die Fälle des § 43
Abs. 2 Nr. 3 SächsWG.“

3. § 20 Abs. 3 Satz 2 entfällt.
4. In § 20 Abs. 3 neuer Satz 2 entfällt

das Wort „ebenfalls“.
5. In § 21 Abs. 1 wird der Verweis „ des

§ 11 des Eichgesetzes“ geändert in
„von § 39 MessEG“.

6. § 25 Abs. 2 Satz 2 entfällt.
7. § 25 Abs. 3 wird wie folgt neu ge-

fasst:
„Der ermittelte Wasserverbrauch

gilt auch dann als Gebührenbe-
messungsgrundlage, wenn er un-
genutzt (etwa durch schadhafte
Rohre, offen stehende Zapfstellen
oder Rohrbrüche) hinter dem Was-
serzähler verloren gegangen ist.“

8. § 32 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt neu-
gefasst:
„3.eines Vermögensschadens, falls
dieser Vermögensschaden durch
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit
eines vertretungsberechtigten Or-
gans des Zweckverbandes verur-
sacht worden ist.“

9. Die Anlage 1 zur Wasserversor-
gungssatzung entfällt.

10. In Anlage 2 Ziffer 1. wird nach „Breite
< 0,70 m“ ergänzt: 
„(Wege und Straßen mit Belas-
tungsklasse größer 0,3 entspre-
chend der Richtlinie für die Stan-
dardisierung des Oberbaus von Ver-
kehrsflächen – RStO 12, das heißt
Schnell-, Haupt-, Industrie-, Sam-
melstraßen mit schwerem Lade-
verkehr, Fußgängerzonen mit La-

deverkehr)“
11. In Anlage 2 Ziffer 2. wird nach

„Breite < 0,70 m“ ergänzt:
„(sandgeschlämmte Schotterdecke
und Wege und Straßen mit Belas-
tungsklasse 0,3 und kleiner ent-
sprechend der Richtlinie für die
Standardisierung des Oberbaus von
Verkehrsflächen – RStO 12, das heißt
Anliegerstraßen, Fußgängerzonen,
Geh- und Radwege)“

12. In Anlage 2 Ziffer 3. wird nach
„Breite < 0,70 m“ ergänzt:
„(Oberflächen mit Wiese, Mutter-
boden, Unland, Acker)“

13. In Anlage 2 Ziffer 4. wird nach
„Oberfläche 1,40 x 1,40 m“ ergänzt:
„(Wege und Straßen mit Belas-
tungsklasse größer 0,3 entspre-
chend der Richtlinie für die Stan-
dardisierung des Oberbaus von Ver-
kehrsflächen – RStO 12, das heißt
Schnell-, Haupt-, Industrie-, Sam-
melstraßen mit schwerem Lade-
verkehr, Fußgängerzonen mit La-
deverkehr)“

14. In Anlage 2 Ziffer 5. wird nach
„Oberfläche 1,40 x 1,40 m“ ergänzt:
„(sandgeschlämmte Schotterdecke
und Wege und Straßen mit Belas-
tungsklasse 0,3 und kleiner ent-
sprechend der Richtlinie für die
Standardisierung des Oberbaus von
Verkehrsflächen – RStO 12, das heißt
Anliegerstraßen, Fußgängerzonen,
Geh- und Radwege)“

15. In Anlage 2 Ziffer 6. wird nach
„Oberfläche 1,40 x 1,40 m“ ergänzt:
„(Oberflächen mit Wiese, Mutter-
boden, Unland, Acker)“

Artikel 2 (Inkrafttreten)
Diese Satzung tritt am 1. August 2015 in
Kraft.

Schwarzenberg, den  08.07.2015

Zweckverband Wasserwerke 
Westerzgebirge

gez. Bürgermeister Joachim Rudler
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Sachsen
(SächsGemO)

1Nach § 47 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 1 des Sächsischen Gesetzes
über kommunale Zusammenarbeit
(SächsKomZG) und § 4 Abs. 4 Sächs-
GemO gelten Satzungen, die unter
Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften zustandegekom-
men sind, ein Jahr nach ihrer Be-
kanntmachung als von Anfang an
gültig zustandegekommen.
2Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht

oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. die Vorschriften über die Öffent-

lichkeit der Sitzungen, die Ge-
nehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt wor-
den sind,

3. der Verbandsvorsitzende dem Be-
schluss nach § 21 Abs. 3 Sächs-
KomZG wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den
Beschluss beanstandet hat 
oder
b) die Verletzung der Verfahrens-
oder Formvorschrift gegenüber
dem Zweckverband unter Be-
zeichnung des Sachverhaltes, der
die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht wor-
den ist. 3Ist eine Verletzung nach Satz 2 

Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht wor-
den, so kann auch nach Ablauf der in
§ 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO ge-
nannten Frist jedermann diese Ver-
letzung geltend machen.

Schwarzenberg, den 08.07.2015

Zweckverband Wasserwerke 
Westerzgebirge

gez. Bürgermeister Joachim Rudler
Verbandsvorsitzender

Dritte Satzung zur Änderung der Wasserversorgungssatzung 
vom 29. April 2009 des Zweckverbandes Wasserwerke Westerzgebirge vom 8. Juli 2015

Aufgrund von § 56 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG), § 50 des Sächsi-
schen Wassergesetzes (SächsWG) und
der §§ 4, 14 und 124 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) und § 47 Abs. 2 i.V.m. § 6 Abs. 1
und § 5 Abs. 4 Sächsisches Gesetz über
kommunale Zusammenarbeit (Sächs-
KomZG) in Verbindung mit den §§ 2, 9,
17 und 33 des Sächsischen Kommunal-
abgabengesetzes (SächsKAG) hat die
Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes Wasserwerke Westerzgebirge
am 8. Juli 2015 folgende Sechste Sat-
zung zur Änderung der Abwassersat-
zung vom 9. Juli 2008 beschlossen:

Artikel I (Änderungsbestimmungen)
Die Abwassersatzung vom 9. Juli 2008
(veröffentlicht im BLICK-Lokalanzeiger
für Aue, Schwarzenberg und Umge-
bung, BLICK-Lokalanzeiger für Stollberg
und Umgebung vom 13. August 2008)
in der Fassung der Fünften Änderung
vom 11. Dezember 2013 (veröffentlicht
im BLICK-Lokalanzeiger für Aue,
Schwarzenberg und Umgebung, BLICK-
Lokalanzeiger für Stollberg und Um-
gebung, BLICK-Lokalanzeiger für An-
naberg und Umgebung vom 18. De-
zember 2013) wird wie folgt geändert:
1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Abwasser ist das durch häus-
lichen, gewerblichen, landwirt-
schaftlichen oder sonstigen Ge-
brauch in seinen Eigenschaften ver-
änderte Wasser und das bei Tro-
ckenwetter damit zusammen ab-
fließende Wasser (Schmutzwasser),
das von Niederschlägen aus dem
Bereich von bebauten oder befes-
tigten Flächen gesammelt abflie-
ßende Wasser (Niederschlagswas-
ser) sowie das sonstige in öffentli-
che Abwasseranlagen mit Schmutz-
wasser oder Niederschlagswasser
fließende Wasser. Als Schmutz-
wasser gelten auch die aus Anla-
gen zum Behandeln, Lagern und
Ablagern von Abfällen austreten-

den und gesammelten Flüssigkei-
ten.“

2. In § 2 Abs. 2 Satz 2 wird der Verweis
„§ 24 SächsWG“ geändert in „§ 30
SächsWG“.

3. § 2 Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt neu
gefasst:
„Der öffentliche Teil des Grund-
stücksanschlusses endet an der er-
sten Grundstücksgrenze bzw. am
Revisionsschacht der Grundstücks-
entwässerungsanlage (max. 1 m im
Grundstück).“

4. § 2 Abs. 3 Sätze 4 und 5 werden wie
folgt neu gefasst:
„Grundstücke, für die weder eine
leitungsgebundene Anschluss-
möglichkeit noch ein tatsächlicher
leitungsgebundener Anschluss über
öffentliche Kanäle an ein öffentli-
ches Klärwerk besteht und deren
Abwasser in einer privaten Klein-
kläranlage behandelt wird oder in
einer privaten abflusslosen Grube
gesammelt und jeweils abgefah-
ren wird, gelten als dezentral ent-
sorgt im Sinne von § 17 Abs. 1 Satz 2
und 3 SächsKAG. 

5. In § 3 Abs. 1 Satz 1 wird der Verweis
„§ 63 Abs. 5 und 6 SächsWG“ geän-
dert in „§ 50 SächsWG“.

6. § 6 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst:
„(5) § 50 Abs. 3 bis 7 SächsWG blei-
ben unberührt.

7. In § 7 Abs. 2 entfällt der Verweis 
„(§ 138 Abs. 2 SächsWG)“.

8. § 10 Satz 1 wird wie folgt neu ge-
fasst:
„Die Grundstückseigentümer und
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
tete sind im Rahmen der Vorschrift
der §§ 93 WHG, 95 SächsWG ver-
pflichtet, für Zwecke der öffent-
lichen Abwasserbeseitigung das
Verlegen von Kanälen einschließ-
lich Zubehör zur Ab- und Fortlei-
tung gegen Entschädigung zu dul-
den.“ 

9. In § 13 wird folgender Absatz 4 neu
aufgenommen:

„(4) Im Einzelfall kann eine Geneh-
migung nach Absatz 1 auch ohne
Antrag des Grundstückseigentü-
mers vom Zweckverband erteilt
werden.“

10. In § 15 wird folgender Absatz 7 neu
aufgenommen:
„(7) Erfolgt der Anschluss eines
Grundstücks an das zentrale Ab-
wassernetz mittels Druckentwäs-
serung, sind technische Vorgaben
des Zweckverbandes zwingend zu
berücksichtigen. Das betrifft die
Ausführung der Abwasserhebean-
lage/Hauspumpstation sowie die
Anschlussleitung. Das Entwässe-
rungssystem, öffentlicher und pri-
vater Teil bildet eine technische Ein-
heit und einzelne Einleitungen dür-
fen die Gesamtanlage nicht beein-
trächtigen.“

11. § 16 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt neu
gefasst:
„Der Zweckverband kann vom
Grundstückseigentümer oder dem
sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
teten den Einbau und den Betrieb
einer Abwasserhebeanlage/Haus-
pumpstation verlangen, wenn dies
für die Ableitung des Abwassers
notwendig ist; dasselbe gilt für
Pumpanlagen bei Grundstücken,
die an Abwasserdruckleitungen an-
geschlossen werden.“

12. § 19 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 19 – Private Kleinkläranlagen und
private abflusslose Gruben (de-
zentral entsorgte Grundstücke)
(1) Die Entsorgung des Schlammes
aus privaten Kleinkläranlagen mit
biologischer Reinigungsstufe und
des Inhaltes abflussloser Gruben
erfolgt bedarfsgerecht, für alle an-
deren privaten Anlagen und in den
Fällen des Absatzes 3 Satz 3 erfolgt
sie regelmäßig oder nach Bedarf.
(2) Die bedarfsgerechte oder regel-
mäßige Entsorgung erfolgt zu dem
vom Zweckverband für jede Klär-
anlage und abflusslose Grube un-

ter Berücksichtigung der Herstel-
lerhinweise, der DIN 4261 Teil 1 in
der jeweils geltenden Ausgabe bzw.
der DIN 12566 Teil 1 in der jeweils
geltenden Ausgabe, sowie den Be-
stimmungen der allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung festge-
legten Zeitpunkt oder mindestens
in den in der wasserrechtlichen Ent-
scheidung festgelegten Abständen.
(3) Voraussetzung für eine be-
darfsgerechte Fäkalschlamments-
orgung ist, dass der Grundstücks-
eigentümer oder der sonstige nach
§ 3 Absatz 1 und 2 Verpflichtete 
regelmäßig eine fachgerechte
Schlammspiegelmessung durch-
führen lässt und dem Zweckver-
band den etwaigen Bedarf für eine
Entleerung unverzüglich anzeigt.
Die Anzeige hat für abflusslose Gru-
ben spätestens dann zu erfolgen,
wenn diese bis auf 50 cm unter Zu-
lauf angefüllt sind. Wird keine
Schlammspiegelmessung durch-
geführt oder werden die Ergebnisse
der Messung nicht rechtzeitig nach
Satz 1 bis 2 dem Zweckverband mit-
geteilt, so erfolgt eine regelmäßige
Entsorgung.
(4) Der Zweckverband kann die un-
ter Absatz 1 fallenden Abwasseran-
lagen auch zwischen den nach Ab-
satz 1 und 2 festgelegten Terminen
und ohne Anzeige nach Absatz 3
entsorgen, wenn aus Gründen der
Wasserwirtschaft ein sofortiges
Leeren erforderlich ist.
(5) Der Grundstückseigentümer
oder der sonstige nach § 3 Absatz 1
und 2 Verpflichtete ist dafür ver-
antwortlich, dass die unter Absatz
1 fallenden Abwasseranlagen je-
derzeit zum Zwecke des Abfahrens
des Abwassers zugänglich sind und
sich der Zugang in einem ver-
kehrssicheren Zustand befindet.
(6) Zur Entsorgung und zur Über-
wachung der Abwasseranlagen
nach den Absätzen 7 und 8 ist den

Beauftragten des Zweckverbandes
ungehindert Zutritt zu allen Teilen
der Kleinkläranlagen und abfluss-
losen Gruben zu gewähren.
(7) Die Überwachung der Eigen-
kontrolle und Wartung der priva-
ten Kleinkläranlagen und privaten
abflusslosen Gruben erfolgt auf
Grundlage der Kleinkläranlagen-
verordnung. Durch den Zweckver-
band festgestellte und gegenüber
dem Grundstückseigentümer oder
dem sonstigen nach § 3 Absatz 1
und 2 Verpflichteten beanstandete
Mängel sind von diesem innerhalb
der gesetzten Frist zu beheben; der
Zweckverband ist hierüber unver-
züglich schriftlich in Kenntnis zu
setzen.
(8) Die Überwachung der Eigen-
kontrolle im Sinne des Absatzes 7
Satz 1 wird wie folgt durchgeführt:
a)Der Grundstückseigentümer bzw.
der sonstige nach § 3 Absatz 1 und
2 Verpflichtete hat dem Zweckver-
band bei Kleinkläranlagen, für die
eine Wartung durch den Hersteller
oder einen Fachbetrieb vorge-
schrieben ist, die Wartungsproto-
kolle unverzüglich zuzusenden.
b)Bei sonstigen Kleinkläranlagen
oder abflusslosen Gruben erfolgt
die Überwachung durch Einsicht-
nahme in das Betriebsbuch und
Sichtkontrolle der Anlage anläss-
lich der Fäkalschlammabfuhr oder
Entleerung der abflusslosen Gru-
ben.
c)Der Zweckverband kann Sichtkon-
trollen der Anlagen durchführen und
Abwasseruntersuchungen vorneh-
men. § 9 Absatz 3 und 4 gilt entspre-
chend. Der Zweckverband behält sich
weitere Regelungen zur Durchfüh-
rung der Überwachung vor.
(9) Kleinkläranlagen, abflusslose
Gruben und deren Nebeneinrich-
tungen sind unverzüglich außer Be-
trieb zu setzen, sobald das Grund-
stück an ein öffentliches Klärwerk

angeschlossen ist. Den Aufwand für
die Stilllegung trägt der Grund-
stückseigentümer oder der sonstige
nach § 3 Absatz 1 Verpflichtete.
(10) § 18 Absatz 2 gilt entsprechend.“

13. § 20 Buchstabe e) entfällt.
14. § 21 Abs. 3 entfällt, aus dem bishe-

rigen Absatz 4 wird Absatz 3.
15. § 22 Abs. 5 entfällt.
16. in § 24 Abs. 2 wird nach Satz 5 er-

gänzt:
„Absatz 1 Satz 2 findet keine An-
wendung.“

17. § 26 a entfällt
18. In Anlage 1 Ziffer 1. wird nach dem

Wort „Sohltiefe“ ergänzt: 
„(Wege und Straßen mit Belas-
tungsklasse größer 0,3 entsprechend
der Richtlinie für die Standardisie-
rung des Oberbaus von Verkehrsflä-
chen – RStO 12, das heißt Schnell-,
Haupt-, Industrie-, Sammelstraßen
mit schwerem Ladeverkehr, Fuß-
gängerzonen mit Ladeverkehr)“

19. In Anlage 1 Ziffer 2. wird nach dem
Wort „Sohltiefe“ ergänzt:
„(sandgeschlämmte Schotterdecke
und Wege und Straßen mit Belas-
tungsklasse 0,3 und kleiner ent-
sprechend der Richtlinie für die
Standardisierung des Oberbaus von
Verkehrsflächen – RStO 12, das heißt
Anliegerstraßen, Fußgängerzonen,
Geh- und Radwege)“

20. In Anlage 1 Ziffer 3. wird nach dem
Wort „Sohltiefe“ ergänzt:
„(Oberflächen mit Wiese, Mutter-
boden, Unland, Acker)“

Artikel 2 (Inkrafttreten)
Diese Satzung tritt am 1. August 2015 in
Kraft.

Schwarzenberg, den 08.07.2015

Zweckverband 
Wasserwerke Westerzgebirge

gez. Bürgermeister Joachim Rudler
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Sachsen
(SächsGemO)1Nach § 47 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 1 des Sächsischen Gesetzes
über kommunale Zusammenarbeit
(SächsKomZG) und § 4 Abs. 4 Sächs-
GemO gelten Satzungen, die unter Ver-
letzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften zustandegekommen sind,
ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande-
gekommen.
2Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht

oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. die Vorschriften über die Öffent-

lichkeit der Sitzungen, die Ge-
nehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt worden
sind,

3. der Verbandsvorsitzende dem Be-
schluss nach § 21 Abs. 3 SächsKomZG
wegen Gesetzwidrigkeit widerspro-
chen hat,

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den
Beschluss beanstandet hat 
oder
b) die Verletzung der Verfahrens-
oder Formvorschrift gegenüber dem
Zweckverband unter Bezeichnung
des Sachverhaltes, der die Verlet-
zung begründen soll, schriftlich gel-
tend gemacht worden ist. 3Ist eine Verletzung nach Satz 2 

Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht wor-
den, so kann auch nach Ablauf der in
§ 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten
Frist jedermann diese Verletzung gel-
tend machen.

Schwarzenberg, den 08.07.2015

Zweckverband Wasserwerke 
Westerzgebirge

gez. Bürgermeister Joachim Rudler
Verbandsvorsitzender

Sechste Satzung zur Änderung der Abwassersatzung 
vom 9. Juli 2008 des Zweckverbandes Wasserwerke Westerzgebirge vom 8. Juli 2015

Die Mitglieder des Zweckverbandes
Wasserwerke Westerzgebirge be-
schlossen in der Verbandsversamm-
lung am 8. Juli 2015 mit Beschluss-Nr.
Z-2015/37, den Jahresabschluss 2007
des Zweckverbandes Wasserwerke
Westerzgebirge auf der Grundlage des
Prüfungsberichtes wie folgt fest-
zustellen:
1. Feststellung des Jahresabschlusses
1.1 Bilanzsumme 335.340.789,35 €
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite
auf
- das Anlagevermögen

330.870.629,08 €
- das Umlaufvermögen

4.468.295,87 €
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite
auf
- das Eigenkapital 30.478.340,78 €
- die empfangenen Ertragszuschüsse

216.477.457,52 €

- die Rückstellungen 4.929.662,82 €
- die Verbindlichkeiten

83.455.328,23 €
1.2 (+) Jahresgewinn/(–) Jahresverlust

2.457.877,88 €
1.2.1 Summe der Erträge

35.180.522,19 €
1.2.2 Summe der Aufwendungen

32.722.644,31 €
2. den Jahresgewinn in Höhe von
2.457.877,88 € zur Tilgung des Verlust-
vortrages zu verwenden, davon:
Bereich Trinkwasser Jahresgewinn

453.659,04 €
Tilgung Verlustvortrag 453.659,04 €
Bereich Abwasser Jahresgewinn

2.004.218,84 €
Tilgung Verlustvortrag2.004.218,84 €
3. den Verbandsvorsitzenden und den
Geschäftsführer zu entlasten.
Der Jahresabschluss wurde durch die
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft LHP

Lehmann Hahn GmbH, Bad Winds-
heim mit dem uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk versehen. Die Prü-
fung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. Der Prüfungsbericht zum Jah-
resabschluss 2007 mit Lagebericht liegt
zur Einsichtnahme innerhalb der üb-
lichen Dienstzeiten in der Geschäfts-
stelle des Zweckverbandes Wasser-
werke Westerzgebirge, Am Wasser-
werk 14, 08340 Schwarzenberg, Zim-
mer 224 in der Zeit vom 16.07.2015 –
24.07.2015 öffentlich aus.

gez. Joachim Rudler
Verbandsvorsitzender

Wiedergabe Bestätigungsvermerk des
Abschlussprüfers
Wir haben den Jahresabschluss – be-
stehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter

Einbeziehung der Buchführung und
den Lagebericht des Zweckverbandes
Wasserwerke Westerzgebirge für das
Geschäftsjahr vom 01.01.2007 bis
31.12.2007 geprüft. Die Buchführung
und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen und ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften
sowie Bestimmungen in der Satzung
liegen in der Verantwortung der Ge-
schäftsführung des Zweckverbandes.
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grund-
lage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht
des Zweckverbandes Wasserwerke
Westerzgebirge abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprü-
fung nach § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsgemäßer Abschlus-
sprüfung vorgenommen.
Danach ist die Prüfung so zu planen
und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsgemäßer Buchführung
und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse
über die Geschäftstätigkeit und über
das wirtschaftliche und rechtliche Um-
feld des Zweckverbandes sowie die Er-
wartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen

Kontrollsystems sowie Nachweise für
die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend
auf der Basis von Stichproben beurteilt.
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der
angewandten Bilanzierungsgrundsätze
und der wesentlichen Einschätzungen
der Geschäftsführung des Zweckver-
bandes sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.
Unsere Prüfung hat zu keinen Ein-
wendungen geführt. Nach unserer Be-
urteilung auf Grund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Sat-
zung und vermittelt unter Beachtung

der Grundsätze ordnungsgemäßer
Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des
Zweckverbandes. Der Lagebericht steht
im Einklang mit dem Jahresabschluss,
vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage des Zweckverbandes
und stellt die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend
dar.

Bad Windsheim, den 05.05.2015

LHP Lehmann Hahn GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Florian Hahn, MBA. 
Wirtschaftsprüfer
gez. Dipl.-Kfm. Ulrich Kahn
Wirtschaftsprüfer
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